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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Klaus-Dieter Feige und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/7310 — 


Hohe Benzolbelastungen durch den Autoverkehr 


Neuere Schadstof fmessungen haben ergeben, daß Bewohner von 
Städten infolge des starken Verkehrsaufkommens extrem hohen Ben- 
zolwerten ausgesetzt sind. Benzol, das als bilhges Anti-Klopfmittel dem 
Benzin beigemengt wird, ist eine überaus giftige Verbindung aus Koh- 
len- und Wasserstoffen. 

1. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß Benzol in 
kleinsten Konzentrationen bei empfindlichen Menschen Leukämie 
hervorrufen kann sowie bei längerem Einatmen Brechreiz, Kopf- 
schmerzen, Rausch- und Schwindelgefühle, eine Schädigung der 
blutbildenden Zellen und Chromosomenbrüche verursachen kann? 


Da sich absolute Wirkungsgrenzdosen bzw. Konzentrationen bei 
Stoffen mit für den Menschen eindeutig krebserzeugender Wir- 
kung grundsätzlich nicht ermitteln lassen, muß auch davon ausge- 
gangen werden, daß bei der Aufnahme kleinster Dosen ein gewis- 
ses Risiko, an Leukämie zu erkranken, besteht. Nachweise für 
eine erhöhte Leukämiehäufigkeit aufgrund der verkehrsbeding- 
ten Benzolimmissionen liegen jedoch nicht vor. Eine besondere 
Gefährdung empfindhcher Menschen ist nicht bekannt. 

Beeinträchtigungen der Befindlichkeit (Brechreiz, Kopfschmer- 
zen, Rausch- und Schwindelgefühle) werden durch die in der 
Nähe stark befahrener Straßen auftretenden Benzolkonzentratio- 
nen nicht ausgelöst. Sie treten erst in einem Konzentrations- 
bereich oberhalb der derzeitigen Immissionskonzentrationen auf. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit vom 9. Mai 1 994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype ~ den Fragetext. 



Drucksache 12/7531 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


2. a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse des von der 
Stadt München in Auftrag gegebenen Gutachtens, das eine erste 
flächendeckende Untersuchung zur innerstädtischen Benzoldar- 
stellung wiedergibt? 


Dieses Gutachten ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


b) Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der im 
Gutachten getroffenen Feststellung, daß ein „erschreckend 
hoher Grundpegel“ flächen deckend besteht und für einen An- 
stieg der jährlichen Leukämierate verantwortlich ist? 


Der Bundesregierung liegen zahlreiche Ergebnisse von Benzol- 
immissionsmessungen der Bundesländer vor. Insbesondere auf- 
grund der Einführung des Katalysators sowie des kleinen Kohle- 
kanisters sind Benzolemissionen in den letzten Jahren deuthch 
zurückgegangen. Diese Entwicklung widerspricht der Annahme 
eines benzolbedingten Anstiegs der Leukämierate (siehe auch 
Antwort zu Frage 3). 


3. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung gegen die beson- 
ders hohe Gefährdung von Kleinkindern, die aufgrund ihrer Körper- 
größe das aus den Kühlerhauben entweichende Gift verstärkt ein- 
atmen? 


Die Maßnahmen der Bundesregierung sind auf die dauerhafte 
Senkung aller Schadstoffkonzentrationen aus dem Straßenver- 
kehr zum Schutz jeder Bevölkerungsgruppe gerichtet. Die wich- 
tigsten Maßnahmen sind: 

— Einführung von Schadstoffgrenzwerten, die den Einsatz des 
geregelten Dreiwegekatalysators bei Ottokraftfahrzeugen und 
die Verwendung von bleifreiem Benzin erforderlich gemacht 
haben, 

— Einführung des kleinen Kohlekanisters, 

— Einführung der Gaspendelung an Tankstellen und Tanklagern, 

— Einführung der Gasrückführung bei der Kfz-Betankung, 

-- Durchführung des Dreistufenplans zur Verschärfung der 
Abgasgrenzwerte, zu dem die zweite Stufe am 23. März 1994 
vom Rat bereits endgültig verabschiedet wurde. Sie bringt eine 
Absenkung des HC- und NOx- Grenzwertes um weitere 56 %. 

Bezüglich Einzelheiten wird auf den Bericht des Bundesministe- 
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor Sicherheit „Umwelt- 
schutz und Straßenverkehr" an den Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit des Deutschen Bundestages vom 
Januar 1993 verwiesen. 

Zur Frage der Einatemhöhe wird auf die Antwort zu Frage 4 sowie 
auf die Antwort 13.3 zur Großen Anfrage der Fraktion der SPD - 
Drucksache 12/4626 - „Kindergesundheit und Umweltbelastun- 
gen" vom 25. März 1993 verwiesen. 
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4. Wie begründet die Bundesregierung, daß die behördliche Abgas- 
messung in Höhe von 3 bis 4 Metern angeordnet ist, obwohl in 
Kindernasenhöhe die Schadstoffe in dreifacher Menge konzentriert 
sind? 


Maßgebend für die Anforderungen an verkehrsbezogene Meß- 
stellen ist die Vierte Allgemeine Verwaltungs Vorschrift zum Bun- 
des-Immissionsschutzgesetz vom 26. November 1993 (GMBl. 1993 
S. 827). Dort ist u. a. festgelegt, daß der Probenahmeort in einer 
Höhe zwischen 1,5 m und 3,5 m liegen soll. 

ln mehreren Bundesländern wurden Messungen zur Feststellung 
der Höhenabhängigkeit der Schadstoffkonzentrationen in Straßen 
durchgeführt. Danach liegen die Konzentrationen in ca. 1 m Höhe 
um bis zu 20% über den Konzentrationen in ca. 3 m Höhe; 
Modellrechnungen bestätigen diese Meßergebnisse. Die Konzen- 
trationsunterschiede hängen jedoch sehr stark von den örtlichen 
Gegebenheiten und von der Art des Schadstoffes ab. Die Fest- 
legung in der Vierten Allgemeinen Verwaltungs Vorschrift trägt 
dieser Tatsache Rechnung und räumt den zuständigen Behörden 
die Möglichkeit ein, die Meßhöhe nach pflichtgemäßem Ermessen 
zur Feststellung der Belastung der Bevölkerung zu wählen. Dabei 
kann es im Einzelfall durchaus notwendig sein, die Schadstoff- 
konzentrationen auch in Höhen unter 1,5 m festzustellen. 


5. Durch technische Umrüstungen könnte nach Untersuchungen des 
Umweltbundesamtes der Benzolanteil im Benzin auf etwa ein Pro- 
zent gedrückt werden. Das Benzin würde dabei um einige Pfennige 
teurer werden. 

Wird die Bundesregierung diese technische Möglichkeit nutzen, um 
im Rahmen der Europäischen Union, die einen Grenzwert von fünf 
Prozentanteilen festgelegt hat, eine Vorreiterrolle zu übernehmen? 


Zur Verbesserung der Umweltsituation müssen sowohl die fahr- 
zeugtechnischen als auch die Potentiale, die im Kraftstoff liegen, 
genutzt werden. Durch die Einführung der Katalysatortechnik 
und des Verdunstungsfilters (kleiner Kohlekanister) in den Pkw 
sowie des Gaspendel- und des Gasrückführungsverfahrens 
(20. und 21. BImSchV) bei der Kraftstoffverteilung werden sich die 
Kohlenwasserstoffemissionen und damit auch die Benzolemissio- 
nen deutlich vermindern. Die fahrzeugtechnischen Maßnahmen 
leisten dabei den wirkungsvollsten Beitrag zur Minderung der 
Benzolemissionen. 

Der EU-Grenzwert für Benzol in Ottokraftstoffen - das dem 
Kraftstoff nicht zügesetzt wird, sondern bereits im Rohöl enthalten 
ist sowie im Verarbeitungsprozeß entsteht - liegt derzeit bei 
5 Vol. %. In Deutschland liegt der Benzolgehalt im Benzin nach 
Markterhebung der Mineralöl Wirtschaft 1993 bei durchschnittlich 
2,1 Vol. %. Dies bestätigen Messungen, die im Auftrag der Bun- 
desländer, die für den Vollzug der Benzinqualitätsverordnung 
und des Benzinbleigesetzes etc. zuständig sind, durchgeführt 
werden. 

Die Bundesregierung drängt in der Europäischen Union auf eine 
Herabsetzung des EU-Grenzwertes für Benzol im Ottokraftstoff 
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von 5 auf 1 Vol. %. Einen entsprechenden Verordnungsentwurf, 
der diese Reduzierung des Benzolgehaltes vorsieht, hat die Bun- 
desregierung bei den Europäischen Gemeinschaften in Brüssel 
bereits im Jahre 1989 notifiziert. Die Europäische Kommission tmd 
mehrere Mitgliedstaaten haben angekündigt, bei einer entspre- 
chenden nationalen Regelung gegen Deutschland Klage beim 
EuGH zu erheben. 

Im Oktober 1992 hat die Bundesregierung die EG in einem 
Memorandum gebeten, Vorschläge zur Verbesserung der Um- 
weltqualität der Kraftstoffe insgesamt einschließlich der Herabset- 
zung des Benzolgehaltes vorzulegen, weil auch andere Kraft- 
stoffkomponenten zur Umweltbelastung beitragen. Aufgrund die- 
ser Initiativen hat die EG -Kommission im Frühjahr 1993 eine 
Expertengruppe einberufen, die auf Gemeinschaftsebene Vor- 
schläge zur Verbesserung der Umweltquahtät der Kraftstoffe aus- 
arbeiten soll. Mit Beschluß des Umweltrates vom 2. und 3. Dezem- 
ber 1993 zur Fortschreibung der Grenzwerte für Pkw wurde die 
Europäische Kommission verpflichtet, bis Ende 1994 Vorschläge 
zur Verbesserung der Umweltqualität der Kraftstoffe vorzulegen. 
Die Bundesregierung wird sich mit Nachdruck für eine möghchst 
rasche EU- einheitliche Regelung einsetzen. 


6. Was unternimmt die Bundesregierung, um den von dem Bundes- 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Dr. Klaus 
Töpfer, verfaßten und seit drei Jahren in unterschiedhchen Gremien 
festhängenden Entwurf einer Konzentrationswerte- Verordnung für 
Innenstädte endlich zur Entscheidung zu bringen? 


Die Bundesregierung hat die Verordnung am 20. Juli 1993 
beschlossen und dem Bundesrat mit der Bitte um Zustimmung 
übersandt. Der Bundesrat hat am 18. März 1994 der Verordntmg 
nach Maßgabe einer Reihe von Änderungen zugestimmt. Zur Zeit 
prüft die Bundesregierung diese Änderungen. 


7. Wäre die Bundesregierung bereit, die Kosten der teils aufwendigen 
Schadstoffmessungen zu übernehmen, um im Bundesrat eine zügi- 
gere Beschlußfassung zu ermöglichen? 


Aufgrund der grundgesetzlich festgelegten Aufgabenverteilung 
zwischen Bund tmd Ländern kann die Bundesregierung die 
Kosten für Messungen nicht übernehmen. Im übrigen hat der 
Bundesrat am 18. März 1994 der Verordnung nach Maßgabe von 
Änderungen zugestimmt. 
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